
Gesetzblatt Teil I Nr. 64 — Ausgabetag: 28. September 1990 1717

d) Nach § 54 wird folgender § 54 а eingefügt:

„§ 54 a
Sondervorschriften für Körperschaften, Personenvereinigungen oder Vermögensmassen 

in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet
Bei Körperschaften, Personenvereinigungen oder Vermögensmassen, die am 31. Dezember 1990 ihre 
Geschäftsleitung oder ihren Sitz in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet und im Jahre 1990 
keine Geschäftsleitung und keinen Sitz im bisherigen Geltungsbereich dieses Gesetzes hatten, gilt folgendes:

1. Gewinnausschüttungen für ein vor dem 1. Januar 1991 endendes Wirtschaftsjahr sind abweichend von § 28 
Abs. 3 mit dem Teilbetrag im Sinne des § 30 Abs. 2 Nr. 4 zu verrechnen.

2. Auf Gewinnausschüttungen für ein vor dem 1. Januar 1991 endendes Wirtschaftsjahr ist das Körperschaft­
steuergesetz (KöStG) der DeutsGhen Demokratischen Republik in der Fassung vom 18. September 1970 
(Sonderdruck Nr. 671 des Gesetzblattes), geändert durch das Gesetz vom 6. März 1990 zur Änderung der 
Rechtsvorschriften über die Einkommen-, Körperschaft- und Vermögensteuer - Steueränderungsgesetz - 
(GBl. I Nr. 17 S. 136) und das Gesetz vom 22. Juni 1990 zur Änderung und Ergänzung steuerlicher 
Rechtsvorschriften bei Einführung der Währungsunion mit der Bundesrepublik Deutschland (Sonderdruck 
Nr. 1427 des Gesetzblattes), weiter anzuwenden.

3. Soweit ein Verlust aus dem Veranlagungszeitraum 1990 auf das Einkommen eines Veranlagungszeitraums 
nach 1990 vorgetragen wird, ist die Hinzurechnung nach § 33 Abs. 2 bei dem Teilbetrag im Sinne des § 30 
Abs. 2 Nr. 4 vorzunehmen.

4. Bescheinigungen im Sinne der §§ 44 und 45 dürfen nicht ausgestellt werden, wenn die Ausschüttung vor dem
1. Januar 1991 vorgenommen worden ist.

5. Werden Bescheinigungen im Sinne der §§ 44 und 45 entgegen der Nummer 4 ausgestellt, gilt § 44 Abs. 6 
entsprechend.

6. Bescheinigungen im Sinne des § 46 dürfen nur ausgestellt werden, wenn Ansprüche auf den Gewinn aus 
Wirtschaftsjahren veräußert werden, die nach dem 31. Dezember 1990 ablaufen.

7. Die Aufteilung des Eigenkapitals nach § 29 Abs. 2 Satz 1, die Gliederung des verwendbaren Eigenkapitals 
nach § 30 und die gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen im Sinne des § 47 sind erstmals auf 
den 1. Januar 1991 vorzunehmen. Dabei ist das verwendbare Eigenkapital entsprechend §30 Abs. 3 
zuzuordnen.

8. § 54 Abs. 2 bis 13 ist nicht anzuwenden, soweit darin die Anwendung einzelner Vorschriften für Veranlagungs­
zeiträume oder Wirtschaftsjahre vor 1991 geregelt ist.“ 20 * * *

20. Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Mai 1984 (BGBl. I S. 657), zuletzt geändert
durch § 5 des Gesetzes vom 26. Juni 1990 (BGBl. I S. 1143)
a) § 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Absatz 6 wird aufgehoben.
bb) Absätze 7 und 8 werden Absätze 6 und 7.

b) § 3 wird wie folgt geändert:
aa) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 eingefügt:

„3. die Deutsche Reichsbahn, die Staatsbank Berlin, die Treuhandanstalt;“.
bb) Nach Nummer 14 wird folgende Nummer 14 а eingefügt:

„14a. landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften und deren Rechtsnachfolger in der Rechtsform der 
Genossenschaft in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet für die Erhebungszeit­
räume 1991 bis 1993. In den Erhebungszeiträumen 1992 und 1993 ist Voraussetzung für die 
Steuerbefreiung, daß sich ihre Tätigkeit auf den Betrieb der Land- und Forstwirtschaft beschränkt;“.

c) § 9 а wird aufgehoben.
d) § 12 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa) In der Nummer 1 wird die Zahl „1.“ gestrichen, 
bb) Die Nummer 2 wird aufgehoben.

e) § 28 Abs. 1 Satz 3 wird aufgehoben.

f) In § 34 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „oder in einem der in § 2 Abs. 6 Satz 1 bezeichneten Gebiete außerhalb 
des Geltungsbereichs des Grundgesetzes“ gestrichen.

g) In § 35 а Abs. 1 werden die Worte mit Ausnahme der in § 2 Abs. 6 Satz 1 bezeichneten Gebiete gestrichen.
h) § 36 wird wie folgt geändert:

aa) In Absatz 1 wird die Jahreszahl „1990“ durch die Jahreszahl „1991“ ersetzt.


